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Antwort 

der Bundesregierung 


Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Waffensdimidt, 

Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd), Lemmrich, Vehar, Tillmann und der Fraktion 
der CDU/CSU 
- Drucksache 7/3861 - 

betr. öffentlicher Personennahverkehr 


Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 
5. August 1975 - BPNV/00.02/049/75 — die Anfrage wie folgt 
beantwortet: 


1. Sind ausschließlich zu erwartende Mindereinnahmen bei der 
Mineralölsteuer der Grund dafür, daß mit Kabinettbesdiluß 
vom 28. Mai 1975 das Investitionsvolumen für den Ausbau 
des öffentlichen Nahverkehrs bis 1985 von 35,9 Mrd. DM auf 
nunmehr 30 Mrd. DM reduziert wurde? 

Nein. Das gegenüber früheren Schätzungen geringere Mineral- 
ölsteueraufkommen war nur ein Grund für die Reduzierung 
des Investitionsvolumens. Hinzu kamen u. a. Änderungen in 
den Bevölkerungs- und Verkehrsprognosen. Hierdurch haben 
sich die Voraussetzungen, unter denen bestimmte Vorhaben 
des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) geplant waren, 
zum Teil geändert. 

Die Reduzierung des Investitionsvolumens auf rund 30 Mrd. DM 
in der Investitionsplanung bis 1985 bedeutet nicht, daß künftig 
weniger Mittel als bisher zum Ausbau der Infrastruktur im 
ÖPNV bereitgestellt werden. Für die Jahre 1975 bis 1979 sind 


nach dem derzeitigen 
vorgesehen: 

Planungsstand 

folgende 

Bundesmittel 

1975 

1976 

1977 

- in Mrd. DM - 

1978 

1979 

1,143 

1,218 

1,215 

1,225 

1,235 


2. Wenn die Bundesregierung in ihrem Kabinettbesdiluß betont, 
beim Ausbau des Nahverkehrs sollten in Zukunft betriebswirt- 
schaftliche Gesichtspunkte stärker zur Geltung kommen, ist 
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diese Aussage dahin gehend zu werten, daß betriebswirtsdiaft- 
lidie Aspekte bisher vernachlässigt wurden und es daher zu 
Fehlinvestitionen in diesem Bereich gekommen ist? 

Nach mehrjähriger Erfahrung mit dem Gemeindeverkehrsfinan- 
zierungsgesetz sind die gesetzlichen Grundlagen der Förderung 
des ÖPNV als ausreichend anzusehen. Es hat sich allerdings 
gezeigt, daß bei fortschreitendem Ausbau des ÖPNV die Bewer- 
tungskriterien konkretisiert werden müssen. Dadurch sollen 
insbesondere die Möglichkeiten verbessert werden, vergleich- 
bare Investitionsentscheidungen zu treffen und Dringlichkeits- 
reihungen vorzunehmen. 

Betriebswirtschaftliche Gesichtspunkte wurden auch bisher, 
z. B. bei S-Bahn-Vorhaben der Deutschen Bundesbahn, berück- 
sichtigt. Steigende Defizite und wachsende Zuschußleistungen 
der öffentlichen Hände für den ÖPNV geben den Ergebnissen 
betriebswirtschaftlicher Rechnungen jedoch einen höheren 
Stellenwert. 


3. In welchen Städten werden welche Nahverkehrsprojekte im 
Rahmen der Ausbauplanungen bis 1985 durch die Reduzierung 
des Investitionsvolumens um rund 6 Mrd. DM nicht realisiert 
werden können? 

Der Aufstellung des Investitionsprogramms 1975 gingen inten- 
sive Beratungen des Bundesministers für Verkehr mit Vertre- 
tern der Länder und der betroffenen Kommunen voraus. Dabei 
wurde Einvernehmen darüber erzielt, daß einige Nahverkehrs- 
vorhaben, deren Dringlichkeit heute anders zu beurteilen ist, 
aus dem Investitionsprogramm herausgenommen werden. 
Einige andere Projekte wurden in ihrer Planung auf den un- 
bedingt notwendigen Umfang zurückgeführt. 

Das Investitionsprogramm für die Jahre 1975 bis 1979, das alle 
nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz zu fördernden 
Vorhaben enthält, wird in diesen Tagen an die Länder und 
kommunalen Spitzenverbände versandt. Es handelt sich hierbei 
um 784 Einzelmaßnahmen im Rahmen der Gesamtplanung. 
Angesichts der heutigen Finanzlage geht die Planung von einem 
Gesamtvolumen von ca. 30 Mrd. DM bis 1985 aus. Je ein Exem- 
plar des an die Länder gegangenen Programms ist den Fraktio- 
nen des Deutschen Bundestages, den Verkehrssprechern der 
Fraktionen sowie dem Vorsitzenden des Ausschusses für Ver- 
kehr und für das Post- und Fernmeldewesen zugeleitet worden. 
Die vorbereitenden Gespräche zur Fortschreibung des Pro- 
gramms auf den Zeitraum 1976 bis 1980 werden im Herbst 1975 
aufgenommen. 


4. Ist die Bundesregierung in der Lage, zu den von ihr seit länge- 
rem angestrebten Öffentlidi-reditlidien Zweckverbänden für 
einzelne Nahverkehrsregionen ein detailliertes Modell mit allen 
rechtlichen und Ökonomischen Bedingungen für die beteiligten 
Unternehmen und die Träger vorzulegen? 

Die Vorstellungen der Bundesregierung zur Regionalisierung 
des ÖPNV werden gegenwärtig in einem von der Länderver- 
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kehrsministerkonferenz eingesetzten Bund-Länder-Arbeitskreis 
erörtert. Bei diesen Beratungen zeichnen sich Grundzüge denk- 
barer Lösungsmöglichkeiten ab. 

Im derzeitigen Stadium wäre es jedoch verfrüht, über den Stand 
der gemeinsamen Überlegungen zu berichten. Im übrigen ist 
sichergestellt, daß die kommunalen Spitzenverbände und die 
Verkehrsverbände über den Fortgang der Beratungen unter- 
richtet werden. 


5, Welche Schlußfolgerungen hätten nach Auffassung der Bundes- 
regierung seitens der Städte und Gemeinden 

a) aus der Aussage von Ex-Bundeskanzler Brandt in seiner 
Regierungserklärung vom Januar 1973 zur Priorität des 
öffentlichen Nahverkehrs, 

b) aus der Aussage von Ex-Minister Lauritzen, daß das Auf- 
kommen aus der zum 1. Juli 1973 um 5 Pfg. je Liter erhöh- 
ten Mineralölsteuer für den öffentlidien Nahverkehr zur 
Verfügung gestellt würde, 

gezogen werden müssen? 

Die Bimdesregierung sieht es nicht als ihre Aufgabe an, Über- 
legungen über mögliche Schlußfolgerimgen der Städte und Ge- 
meinden zu den in der Kleinen Anfrage erwähnten Erklärun- 
gen anzustellen. Dies um so weniger, als die Äußerung des 
früheren Bundeskanzlers Brandt in der Regierungserklärimg 
vom Januar 1973 losgelöst vom Gesamtzusammenhang zitiert 
wird und sich der frühere Bundesminister für Verkehr Dr. 
Lauritzen nach den vorliegenden Unterlagen nicht in der 
wiedergegebenen Form zur damaligen Mineralölsteuererhö- 
hung geäußert hat. 

Tatsache ist, daß der ÖPNV wichtige gemeinwirtschaftliche Auf- 
gaben erfüllt und einen wirksamen Beitrag zur Verbesserung 
der Lebensbedingungen in den Städten leistet. Das Bundes- 
kabinett hat daher am 28. Mai 1975 bekräftigt, daß die Förde- 
rung des ÖPNV auch künftig fortzuführen ist. 
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